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9836 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz 

über den Beschluss des Nationalrates vom 29. Juni 2017 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Arbeitszeitgesetz, das Arbeitsruhegesetz und das Apothekengesetz geändert 
werden 

Die Abgeordneten Josef Muchitsch, August Wöginger, Kolleginnen und Kollegen haben den dem 
gegenständlichen Beschluss des Nationalrates zu Grunde liegenden Initiativantrag am 7. Juni 2017 im 
Nationalrat eingebracht, der auszugsweise wie folgt begründet wurde: 
„Der vorliegende Beschluss des Nationalrates soll die EU-Konformität der Arbeitszeit von 
ApothekerInnen sicherstellen. 
Die Europäische Kommission hatte mit Schreiben vom 21. Februar 2014 Österreich aufgefordert, die 
Unionsrechtskonformität u.a. in folgenden Bestimmungen herzustellen: 
- Die durchschnittliche Wochenarbeitszeit von 60 Stunden bei Vorliegen von Arbeitsbereitschaft 

widerspricht Art. 6 iZm Art. 2 der Arbeitszeit-RL, wonach 48 Stunden durchschnittliche 
Wochenarbeitszeit nicht überschritten werden dürfen. 

- Die Ausgleichsruhezeit für verlängerte Dienste gemäß § 19a Abs. 5 AZG muss sofort genommen 
werden. 

- Die vorgesehene Möglichkeit der finanziellen Abgeltung der Ersatzruhe in Sonderfällen gemäß § 21 
Abs. 2 Z 3 ARG widerspricht Art. 5 der Arbeitszeit-RL.“ 

 
Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat den gegenständlichen Beschluss des 
Nationalrates in seiner Sitzung am 4. Juli 2017 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Inge Posch-Gruska. 
An der Debatte beteiligten sich die Mitglieder des Bundesrates David Stögmüller, Mag. Ernst Gödl, 
René Pfister und Ing. Bernhard Rösch. 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Inge Posch-Gruska gewählt. 

Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz stellt nach Beratung der Vorlage am 
4. Juli 2017 mit Stimmenmehrheit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2017 07 04 

 Inge Posch-Gruska René Pfister 
 Berichterstatterin Vorsitzender 
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